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Haushaltssatzung des 
Schulverbandes Kirchberg 
für das Haushaltsjahr 2023 

I. 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 Bayer. Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) i. V. m. Art. 40 
Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) und Art. 63 ff der Bayer. 
Gemeindeordnung (GO) erlässt der Schulverband Kirchberg folgende Haushaltssatzung, die hiermit 
gemäß Art. 24 KommZG bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 422.000,00 € 

und 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf   10.000,00 € 
festgesetzt. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 

Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben 
im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2023 auf 317.000,00 € festgesetzt und nach der 
Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. 
Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand 
vom 1. Oktober 2022 auf 77 Schüler festgesetzt. 
Die Schulverbandsumlage wird je Schüler auf 4.116,88 € festgesetzt. 
 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 70.000,00 € festgesetzt. 

§ 6 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft. 

II. 

Das Landratsamt Landshut hat die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan des Schulverbandes 
Kirchberg für das Haushaltsjahr 2023 mit Schreiben vom 16.03.2023 rechtsaufsichtlich gewürdigt. 

III. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung öffentlich zugänglich gemacht und liegt während des ganzen Jahres in der 
Geschäftsstelle des Schulverbandes Kirchberg, Rathausplatz 1, 84175 Gerzen innerhalb der 
allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme bereit. 
 
Gerzen, 22.03.2023 
Schulverband Kirchberg 
 
Gez. 
Konrad Hartshauser 
Schulverbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-9410.1 vom 24.03.2023) 
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So wird man Kraftspender*in 
Müttergenesungswerk sucht Unterstützer*innen für die diesjährige Spendensammelaktion 
 

Landshut, 23.03.2023. Rund um den Muttertag ruft das Müttergenesungswerk (MGW) zur 
jährlichen Spendensammelaktion auf. Engagierte Menschen können die Sammlung 
unterstützen und für erschöpfte, kurbedürftige Mütter Spenden sammeln. Vom 5. - 21. Mai 
2023 findet die diesjährige Spendensammelaktion statt. Alle können mitmachen – offline und 
online.  
 

Warum brauchen Mütter Unterstützung? Die letzten Jahre sind geprägt von Krisen und auch 
Kriegen: die Corona-Pandemie, der Krieg in der Ukraine, die Energiekrise und die steigenden 
Lebenshaltungskosten. Auch an Müttern ist dies nicht spurlos vorübergezogen. Ängste und Sorgen, 
tiefe Erschöpfung zeigen sich immer mehr. Noch immer sind es vor allem die Mütter, die die 
Hauptlast der Sorgearbeit in den Familien leisten. Das hat sich insbesondere in der Pandemie 
gezeigt: Mütter jonglierten Homeoffice, Homeschooling, Homebetreuung. 
 

Die Kräfte sind aufgebraucht. Die ständige Überbelastung wird zum Gesundheitsrisiko. Mütter 
brauchen jetzt dringend Unterstützung. Das Müttergenesungswerk hilft! In den mehr als 70 vom 
Müttergenesungswerk anerkannten Kliniken für Vorsorge- und Rehabilitation können Mütter wieder 
Kraft tanken. Hier werden sie individuell medizinisch behandelt und lernen, wieder auf sich zu 
achten. Sollten die Kosten für Fahrtkosten, Kurkleidung einmal zu hoch sein, unterstützt das MGW 
Mütter und ihre Kinder direkt mit finanziellen Zuschüssen. Vor der Kur informieren die rund 1.000 
Beratungsstellen im MGW-Verbund kostenlos zu allen Fragen rund um die Kur. Und das 
Müttergenesungswerk tut noch mehr: Es informiert, klärt auf, deckt Missstände auf und macht Druck 
auf Politik, um bessere Rahmenbedingungen zu erwirken.  
 

Rund um den Muttertag kann diese wichtige Arbeit des Müttergenesungswerks unterstützt werden: 
Es geht nicht um Blumen und Pralinen. Es geht ums Kraftspenden – im Rahmen der jährlichen 
Spendensammlung vom 5. bis 21. Mai 2023. Hierfür sucht das Müttergenesungswerk engagierte 
Kraftspender*innen, die sich an der Sammlung beteiligen. Damit Mütter nachhaltig unterstützt 
werden können. 
 

Unterstützen auch Sie die Spendensammlung – #kraftspenden für Mütter.  
Unter www.muettergenesungswerk.de/sammlung erfahren Sie mehr über die Spendensammlung 
und können auch direkt an das Müttergenesungswerk online spenden.  
 

Vor Ort erhalten Sie hier weitere Informationen: Landratsamt Landshut (Frau Bezold, 0871/408-
1334) 
 

Ihre Ansprechpartnerin im Müttergenesungswerk: 
Petra Gerstkamp 
Tel.: 030 33 00 29-12 
Fax: 030 330029-20 
E-Mail: gerstkamp@muettergenesungswerk.de  
 

Elly Heuss-Knapp-Stiftung, Deutsches Müttergenesungswerk 
Bergstraße 63 | 10115 Berlin 
Spendenkonto: IBAN: DE13 7002 0500 0008 8555 04 
 
Die Elly Heuss-Knapp-Stiftung Deutsches Müttergenesungswerk (MGW) wurde 1950 von Elly Heuss-Knapp, der Frau des ersten 
Bundespräsidenten, gegründet. Ziel der gemeinnützigen Stiftung ist die Gesundheit von Müttern und inzwischen auch von Vätern und 
pflegenden Angehörigen. Unter dem Dach des MGW arbeiten fünf Wohlfahrtsverbände bzw. deren Fachverband/Arbeitsgemeinschaft (AWO, 
DRK, EVA, KAG, Parität) zusammen. Besonders zeichnet sich das MGW durch ganzheitlichen und gendersensiblen Kurmaßnahmen und das 
Konzept der Therapeutischen Kette im MGW-Verbund aus. Diese umfasst die kostenlose Beratung der Betroffenen bei über 1.000 
Beratungsstellen der Wohlfahrtsverbände rund um die Kurmaßnahmen für Mütter und Mutter-Kind bzw. Väter und Vater-Kind sowie pflegende 
Angehörige, die Kurmaßnahme in den über 70 vom MGW anerkannten Kliniken und die Nachsorgeangebote vor Ort. Alle anerkannten Kliniken 
tragen das MGW-Qualitätssiegel. Die Stiftung steht unter der Schirmherrschaft der Frau des Bundespräsidenten, Elke Büdenbender. Das 
Müttergenesungswerk benötigt Spenden, z. B. zur Unterstützung bedürftiger Mütter und ihrer Kinder bei der Durchführung einer Kurmaßnahme, 
für Beratung und Nachsorgeangebote sowie für Informations- und Aufklärungsarbeit. 

(Nr. 30-1330.1 vom 23.03.2023) 
 
 

http://www.muettergenesungswerk.de/mitmachen
mailto:gerstkamp@muettergenesungswerk.de
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Bekanntmachung  
über den 

Jahresabschluss des 
Landshuter Kommunalunternehmens 

für medizinische Versorgung - LAKUMED 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

für das Geschäftsjahr 2021 
 

Der Jahresabschluss des Landshuter Kommunalunternehmens für medizinische Versorgung für das 
Geschäftsjahr 2021 sowie der Bestätigungsvermerk werden hiermit gemäß § 27 der Verordnung für 
Kommunalunternehmen (KUV) veröffentlicht. 
 

Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung vom 14.10.2022 den vom Bayerischen Kommunalen 
Prüfungsverband geprüften und testierten Jahresabschluss des Wirtschaftsjahres 2021 festgestellt 
und wie folgt beschlossen: 
 

a) Feststellung Jahresabschluss 2021: 
 

Der vom Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband geprüfte Jahresabschluss des 
Landshuter Kommunalunternehmens für medizinische Versorgung zum 31. Dezember 2021 
wird gemäß § 27 KUV festgestellt. 

 
b) Entlastung Vorstand: 

 

Dem Vorstand wird Entlastung erteilt. 
 
„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
 

An das Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische Versorgung 
 
Prüfungsurteile 
 

Wir haben den Jahresabschluss des Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische 
Versorgung, Landshut, - bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2021 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2021 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht des Landshuter Kommunalunternehmen für medizinische 
Versorgung für das Geschäftsjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2021 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften, der Krankenhaus-Buchführungsverordnung und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Kommunalunternehmens zum 
31.12.2021 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2021 
und 

 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
Art. 79 LKrO i.V. mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 



Seite 104 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 13 vom 30.03.2023 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Kommunalunternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den kommunalrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 
von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Verwaltungsrates für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 
 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, der Krankenhausbuchführungsverordnung und 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Kommunalunternehmens vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern die nicht tatsächlichen oder rechtlichen Gegebenheiten 
entgegenstehen. 
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 
 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Kommunalunternehmens zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 
 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 79 LKrO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
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dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können. 

 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme des Kommunalunternehmens abzugeben. 

 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass das Kommunalunternehmen seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Kommunalunternehmens vermittelt. 

 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Kommunalunternehmens. 

 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zugrundeliegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
München, 02.08.2022 
Bayerischer Kommunaler 
Prüfungsverband 
 
Christian Baumann 
Wirtschaftsprüfer 
 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2021 des Landshuter Kommunalunternehmens für 
medizinische Versorgung (LAKUMED) werden im Landratsamt Landshut, Zimmer-Nr 125 vom 
03.04.2023 bis einschließlich 13.04.2023 während der allgemeinen Geschäftszeiten öffentlich zur 
Einsichtnahme ausgelegt. 
 
Landshut, den 27.03.2023 
 
Jakob Fuchs 
Geschäftsführender 
Vorstandsvorsitzender 
LAKUMED 
 
(Nr. 1A vom 27.03.2023) 
 
 
 
 
 
 
 
Landshut, den 30.03.2023 
Landratsamt 
 
gez. 
Dreier 
Landrat 


